Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/428 


09. 02. 95 


Sachgebiet 74 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksache 13/23 - 


Aufhebbare Fünfunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

- Ergänzung der Bestimmungen über die besonderen Beschrän- 
kungen gegen Serbien und Montenegro um einen Hinweis auf 
die Verordnung (EG) Nr. 2472/94 des Rates vom 10. Oktober 
1994 über die Aussetzung einiger Einschränkungen gegenüber 
Serbien und Montenegro. 

- Umsetzung der Aufhebung des Embargos des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen gegenüber Haiti auf Grund der Resolu- 
tion 944 (1994). 


B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung; 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 



Drucksache 13/428 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung - Druck- 
sache 13/23 - nicht zu verlangen. 

Bonn, den 8. Februar 1995 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
Friedhelm Ost Erich G. Fritz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Erich G. Fritz 


Die Verordnung der Bundesregierung wurde gemäß 
§ 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages in Drucksache 13/265 vom 20. Januar 1995 an 
den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte überwie- 
sen, dem Plenum bis spätestens 9. März 1995 Bericht 
zu erstatten. 

Die Aufhebbare Fünfunddreißigste Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung wurde 
im Bundesanzeiger Nr. 207 vom 3. November 1994 
veröffentlicht. 

Mit den vorgesehenen Änderungen erfolgt eine An- 
passung der Außenwirtschaftsverordnung an die 
vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit Reso- 
lution 

- Nr. 943 (1994) beschlossene Aussetzung einiger 
Beschränkungen des Handels mit Serbien und 


Montenegro, umgesetzt durch Verordnung (EG) 
Nr. 2472/94 des Rates vom 10. Oktober 1994 (ABI. 
EG Nr. L 266 S. 8); 

- Nr. 944 (1994) beschlossene Aufhebung des Em- 
bargos gegen Haiti. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitgliedstaat 
der Vereinten Nationen gehalten, die vom Sicher- 
heitsrat beschlossenen Maßnahmen rechtlich umzu- 
setzen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Aufhebbare 
Fünfunddreißigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung - Drucksache 13/23 - 
in seiner 3. Sitzung am 8. Februar 1995 beraten und 
einstimmig beschlossen, dem Deutschen Bundestag 
zu empfehlen, von seinem Aufhebungsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 8. Februar 1995 


Erich G. Fritz 

Berichterstatter 
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